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Abkürzungsverzeichnis

UNHCR Hoher Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen
BFF Bundesamt für Flüchtlinge (-2005) 

heute: Staatssekretariat für Migration (SEM)

HCR Haut Commissariat des Nations unies pour les réfugiés
ODR Office fédéral des réfugiés (-2005) 

aujourd'hui: Secrétariat d’Etat aux migrations (SEM)
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Wie Bundesrat Blocher in der Eintretensdebatte angekündigt hatte, stellte er Anfang
Juli Ergänzungs- und Änderungsanträge zuhanden der Beratungen im Ständerat zur
Diskussion. Diese betrafen die Verlängerung der Maximaldauer der Ausschaffungshaft,
die Ausdehnung des Rayonverbots, die Einführung der kurzfristigen Festhaltung, die
Verschärfung des Nichteintretenstatbestandes bei Papierlosen, die Abschaffung der
humanitären Aufnahme, die Einführung von Gebühren im Wiedererwägungsverfahren
vor dem BFF, die Datenbekanntgabe im Rahmen des Weg- und Ausweisungsvollzugs
sowie die Gewährung von blosser Nothilfe statt Sozialhilfe für alle Personen mit einem
negativen Asylentscheid. Die im Rahmen einer informellen Konsultation unterbreiteten
Vorschläge wurden von den Kantonen mehrheitlich begrüsst. Insbesondere die
Zwangsmassnahmen stiessen bei den Kantonen auf breite Zustimmung. Bedenken
meldeten sie bezüglich der finanziellen Folgen für die Kantone beim Übergang auf die
Nothilfe und in Bezug auf die Regelung der humanitären Hilfe bzw. vorläufigen
Aufnahme an. Nur fünf Kantone, die Hilfswerke, das UNHCR, die Kirchen sowie die SP
und die Grünen äusserten sich grundsätzlich ablehnend. Die FDP und die CVP hiessen
die Vorschläge teilweise gut, machten aber in einigen Punkten Vorbehalte geltend. Die
SVP befürwortete das Vorgehen, wünschte jedoch noch weitergehende Massnahmen.
Der Bundesrat stellte sich Ende August in den meisten Punkten hinter Blocher, lehnte
aber die von ihm gewünschte zeitlich unbegrenzte Ausdehnung der Ausschaffungshaft
und die Abschaffung der humanitären Aufnahme ab. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.08.2004
MARIANNE BENTELI

Gemäss den Ergebnissen der Vox-Analyse standen beim Abstimmungsentscheid zu den
beiden Migrationsvorlagen die Einordnung auf der Links-Rechts-Achse und die
Parteisympathie im Vordergrund. Allerdings wurden die Parolen der
Bundesratsparteien unterschiedlich befolgt. Während zwischen 84% und 96% der FDP-
und SVP-Anhängerschaft den Ja-Parolen ihrer Parteien folgte, stimmten nur 73% bzw.
75% der SP-Sympathisanten gegen die Vorlagen. Bei der Einordnung auf der Links-
Rechts-Achse zeigte sich ein deutlicher Gegensatz zwischen Links und Mitte-Rechts.
Diese Polarisierung war beim Asylgesetz etwas stärker als beim Ausländergesetz. Beim
Asylgesetz – und etwas schwächer auch beim Ausländergesetz – wurde der Entscheid
zudem durch die Haltung gegenüber Blocher, der die Vorlage als zuständiger Bundesrat
vertreten hatte, beeinflusst. Bei den Befragten, die die Glaubwürdigkeit des
Justizministers als hoch einschätzten, fiel die Zustimmung unabhängig von anderen
untersuchten Merkmalen wie Parteisympathie, Einordnung auf der Links-Rechts-Achse
und Einstellungen gegenüber der ausländischen Bevölkerung deutlich höher aus.

ANDERES
DATUM: 27.11.2006
MARIANNE BENTELI

Im Nationalrat erklärte Bundesrat Blocher noch einmal, dass der Einsatz von Tasern
nicht für Zwangsausschaffungen konzipiert sei, sondern für Amokläufe und schwere
Gewaltverbrechen, weshalb er sich dafür aussprach, zumindest im jetzigen Zeitpunkt
auf die Aufnahme dieser Waffe in dieses Gesetz zu verzichten. Dennoch beharrte die
grosser Kammer – wenn auch knapp – auf der Differenz. Erneut stimmten die
Fraktionen von GP und SP einhellig dagegen, daneben aber auch eine zunehmende
Menge von FDP-Abgeordneten und eine knappe Mehrheit der CVP. Einzig die SVP
votierte – mit Ausnahme von Gadient (GR) – noch praktisch geschlossen dafür. Im
Ständerat wollte sich eine Kommissionsmehrheit nun dem Nationalrat anschliessen,
weil viele Kantone den Taser in ihren Einsätzen bereits anwendeten und der Bundesrat
ja versichert habe, dass diese Waffe zur Durchsetzung dieses Gesetzes nicht
vorgesehen sei, scheiterte dann aber wegen mangelnder wissenschaftlicher
Erkenntnisse zu deren Gebrauch mit 23 zu 14 Stimmen, womit diese Differenz zum
Nationalrat über das Jahresende hinaus bestehen blieb. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

1) Presse vom 1.7. und 26.8.04; NZZ, 21.7.; , 28.7, 22.7. und 6.8.04 ; TA, 28.8.04 (; SGT, 20.11. NZZ, 3.12.04.
2) AB NR, 2007, S. 1936 ff.; AB SR, 2007, S. 1161 ff.
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